
 

 

 



 

 

Die Frauenberatungsstellen in Schleswig-Holstein unterstützen jedes 

Jahr über 14.000 Betroffene von Gewalt, Angehörige und Fachkräfte. 

Zur Landtagswahl in Schleswig-Holstein machen wir uns stark für           

• die bedarfsgerechte Unterstützung Betroffener 

• die Eingrenzung gewalttätigen Handelns 

• die Prävention geschlechtsspezifischer Gewalt 

Am 18. April 2027 für Gewaltschutz antreten! 

 

Betroffene bedarfsgerecht unterstützen  
 

Hilfesystem ausbauen 
Die Umsetzung des Gewalthilfegesetzes in Schleswig-Holstein muss 

diskriminierungsfreien Zugang zu Schutz und Hilfe ermöglichen.  

Um Betroffene noch besser erreichen zu können, benötigen Frauen-

beratungsstellen zusätzliche Ressourcen, beispielsweise für weitere 

Außensprechstunden in ländlichen Regionen und in Einrichtungen der 

Eingliederungshilfe.  

Die Kapazitäten für pro-aktive Beratung nach Polizeieinsatz müssen 

dem steigenden Fallaufkommen angepasst werden. 

 

Bei sexualisierter Gewalt Fachberatung anbieten 
Es darf keine Frage des Zufalls sein, ob Betroffene von Unterstüt-

zungsangeboten erfahren. Deshalb soll die Polizei bei Strafanzeigen 

wegen sexualisierter Gewalt regulär anbieten, die Kontaktdaten der 

Betroffenen an eine Fachberatungsstelle zu übermitteln.  

Dieses Vorgehen soll auch Fälle von Menschenhandel zur sexuellen 

Ausbeutung umfassen.  

 

  



 

 

 
Täter in die Verantwortung nehmen 
  

Handlungsspielräume ausschöpfen 

Es ist viel zu akzeptiert, dass von Gewalt betroffene Frauen und ihre 

Kinder ihr Leben massiv einschränken müssen, während Täter nur 

selten in ihrer Tatfreiheit eingeschränkt werden.   

Bestehende Maßnahmen zur Verhinderung weiterer Straftaten müs-

sen konsequent zur Anwendung kommen.   

Verpflichtende Täterarbeit muss auch in Schleswig-Holstein möglich 

gemacht werden und neue Konzepte müssen entwickelt werden. 

 

Spuren gerichtsfest dokumentieren 

Immer wieder scheitert die Verfolgung von Gewalttaten aus Mangel 

an Beweisen. Deshalb gibt es die Möglichkeit der vertraulichen Spu-

rensicherung. Aber das reicht nicht aus: Auch wenn eine Gewalttat 

sofort angezeigt wird, müssen Spuren durch die Rechtsmedizin ge-

sichert werden.   

Ermittlungsbehörden müssen die Kosten einer rechtsmedizinischen 

Spurensicherung übernehmen, denn von der Polizei angefertigte Do-

kumentationen halten vor Gericht nicht stand.  

Es soll zudem statistisch erfasst werden, wie häufig nach erfolgter 

vertraulicher Spurensicherung im Strafverfahren auch tatsächlich ein 

rechtsmedizinisches Gutachten eingeholt wird.  

 
  



 

 

  
Istanbul-Konvention umsetzen  
 

Primärprävention stärken 

Prävention von Gewalt muss an deren Ursachen ansetzen: an Rol-

lenbildern und Verhaltensnormen, die Taten befördern.   

Über das Kompetenzzentrum gegen geschlechtsspezifische Gewalt 

geförderte Präventionsangebote sowie regionale Projekte an Schulen 

erhalten mehr Anfragen, als sie bedienen können. Sie müssen ver-

stetigt und ausgebaut werden.  

 

Gewaltschutz zur Förderbedingung machen 

Die Umsetzung der Istanbul-Konvention muss weiter mit Mitteln hin-

terlegt und regelmäßig überprüft werden.   

Gewaltschutz darf nicht nur in sozialen Einrichtungen eingefordert 

werden. Auch in der Wirtschaftsförderung muss die Erfüllung von 

Schutzpflichten nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz Vo-

raussetzung für staatliche Unterstützung sein. 
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